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Stellungnahme des VHD zum Referent:innenentwurf für die Novelle des WissZeitVG vom 
26.05.26 

 

Als Verband der Historiker und Historikerinnen Deutschlands begrüßen wir die Vorlage des Re-
ferent:innenentwurfs für eine Novellierung des WissZeitVG, auch wenn die vielfältigen Erwar-
tungen bei weitem nicht erfüllt sind. Die Arbeitsbedingungen und Karrierewege von betroffenen 
Wissenschaftler:innen müssen grundsätzlich verbessert werden. Gute, international wettbe-
werbsfähige Lehre und Forschung ist nur möglich, wenn die Universitäten und andere wissen-
schaftliche Institutionen attraktive Arbeitsbedingungen für alle Stufen des akademischen Sys-
tems bereitstellen. Ausschlaggebend dafür sind nicht allein die umfangreichen Möglichkeiten 
zur befristeten Beschäftigung in universitärer Forschung und Lehre. Es müssen auch grund-
sätzliche systemische Defizite beseitigt werden: steigende Leistungserwartungen bei gleichzei-
tigem Struktur- und Ressourcenabbau, forcierte Kompetitivität auf Kosten solider Finanzierung 
von Daueraufgaben, unsichere Erwerbsbiographien wegen unklarer Qualifikationswege und 
Berufsperspektiven. 

 

Würdigung des Referentenentwurfs 

Der Verband der Historiker und Historikerinnen Deutschlands begrüßt die Verbesserungen ge-
genüber der aktuellen Gesetzeslage: 

- Sollensvorschrift zur Festlegung von Mindestvertragslaufzeiten (§2,1); hier ist allerdings zu 
überprüfen, inwiefern Drittmittelgeber/Institutionen der Wissenschaftsförderung ihre Projekt-
bewilligung den vorgesehenen Vertragslaufzeiten entsprechend ausgestalten und inwiefern 
diese Sollensvorschrift umgesetzt wird. 

- Klärung und Ausweitung der Sachverhalte, die eine Verlängerung der Höchstdauer für Qualifi-
kationsbefristungen begründen (§2,1). 

Bundesministerium für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt 
 
Referats W11 
„Hochschulrecht; Exzellenzstrategie; DFG“ 



 

 

- Verlängerung der Höchstdauer für die Tätigkeit als Studentische und Wissenschaftliche Hilfs-
kräfte (§6) und Klarstellung, dass diese Tätigkeiten nicht auf die Dauer von Qualifikationsbefris-
tungen angerechnet werden (§2,3a). 

Wir kritisieren dagegen den Wegfall der Möglichkeit, nicht in Anspruch genommene Zeiten 
während der Promotion auf die Dauer der Qualifikationsbefristung für PostDocs anzurechnen 
(geltendes Gesetz §2,1) und die damit verbundene Verkürzung der Gesamtbefristungsmöglich-
keiten. Diese Veränderung setzt Fehlanreize. Der Wegfall der Möglichkeit zum Übertrag beför-
dert taktisches Verhalten, inhaltlich abgeschlossene Projekte zurückzuhalten und neue For-
schungsergebnisse nicht öffentlich zur Diskussion zu stellen. Zugleich setzt die neue Regelung 
den finanziellen Fehlanreiz, dass junge Forscher:innen trotz des inhaltlichen Abschlusses ihres 
Projekts schlechter dotierte Promotionsstellen fortzuführen, um die Gesamtdauer möglicher 
Qualifikationsbefristung zu nutzen. Deswegen fordern wir als Verband, die bisherige Regelung 
in das novellierte WissZeitVG zu übernehmen: „die zulässige Befristungsdauer verlängert sich 
in dem Umfang, in dem Zeiten einer befristeten Beschäftigung nach Satz 1 und Promotionszei-
ten ohne Beschäftigung nach Satz 1 zusammen weniger als sechs Jahre betragen haben.“ 

 

Eine grundlegende Reform der Personalstruktur ist nötig 

Alleine mit dem neuen Befristungsrecht lassen sich die Arbeitsbedingungen und Karrierewege 
jüngerer Wissenschaftler*innen nicht grundsätzlich verbessern. Das Befristungsrecht im Wis-
senschaftsbereich ist ein Baustein einer Reform unter anderen. Das deutsche Wissenschafts-
system braucht eine grundsätzliche Reform der Personalstruktur. Der Wissenschaftsrat hat ein 
Papier dafür vorgelegt, das eine gute Diskussionsgrundlage darstellt (Positionspapier: Perso-
nalstrukturen im deutschen Wissenschaftssystem, Juli 2025).  

Eine Strukturreform muss, wie auch der Wissenschaftsrat betont, disziplinäre Spezifiken be-
rücksichtigen. Darauf haben bereits die kleinen Fächer in ihren Forderungen zum WissZeitVG 
vom 16.12.2025 hingewiesen. Das Befristungsrecht berücksichtig bereits besondere Anliegen 
in der Ärzteausbildung. Auch andere Disziplinen haben ihre Spezifiken, die ein wichtiges Ele-
ment ihre Qualität sind. Bereits die Zeit, um eine Dissertation fertigzustellen, ist nicht einheit-
lich. Ein wichtiger Unterschied ist, in welchem Ausmaß empirische Arbeit (Umfragen, Archivar-
beit etc.) notwendig ist. Wird aus Zeit- und Befristungsgründen hier gespart, sinken die Qualität, 
das Innovationspotential und damit die internationale Anschlussfähigkeit. In der Geschichtswis-
senschaft sind wegen der schlanken Personalstruktur, der Lehrkräfteausbildung, aber auch 
der wachsenden Notwendigkeit, sich an größeren Verbundprojekten zu beteiligen, an den meis-
ten Fakultäten zwei inhaltliche Schwerpunkte für die professorale Ebene nötig. In der Praxis 
bedeutet das die Notwendigkeit eines Postdocprojekts, das nicht die Dissertation fortführt, aber 
nicht zwangsläufig eine Habilitation. 

Wir brauchen einen Ausbau der TenureTrack-Strukturen für die verschiedenen Ebenen des 
Wissenschaftssystems. Gleichzeitig muss, wahrscheinlich vor allem für die Geisteswissen-
schaften, überlegt werden, welche Möglichkeiten für Privatdozent:innen geschaffen werden. 
Bei einer konsequenten Umsetzung von TT-Strukturen fallen hochqualifizierte Wissenschaft-
ler:innen aus dem System (Problem „verlorene Generation). 

Eine grundlegende Reform muss auf einer gesicherten und verlässlichen Finanzierungsgrund-
lage stehen. Das Papier des Wissenschaftsrates betont zu Recht, dass ein Umbau – abgesehen 
von der Übergangsphase – kostenneutral sein kann. Die seitdem vielerorts, z.B. in NRW, Hessen 
und Hamburg, entstandene Notwendigkeit drastischer Kürzungen erschwert oder verhindert 
dagegen den Aufbau neuer und innovativer Strukturen.  



 

 

Die Verantwortung eines entsprechenden Umbaus liegt zunächst bei Fakultäten und Universitä-
ten. Die Reform bedarf aber eben auch einer gesicherten rechtlichen und finanziellen Umge-
bung, die Bund und Land sicherstellen müssen. 

Weit über das Befristungsgesetz hinaus, aber gerade derzeitig bei den Gefahren für unsere li-
berale, rechtsstaatliche Demokratie, muss über die Verteilung von Grundausstattung und Dritt-
mitteln nachgedacht werden. Eine robuste Struktur der Grundausstattung, der Haushaltsstel-
len verspricht mehr Resilienz als das von der Politik abhängige Drittmittelsystem. 
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